
Indes hätte bei den Konservativen ein Appell an die Vernunft allein
nichts bewirkt. Im Inland nämlich hatten sie die Nase ohnehin vorn,
nachdem auch die Demokraten rasch das Panier der ›nationalen 
Einheit‹ ergriffen hatten. In der Praxis bedeutete das nichts anderes,
als daß diese sich der konservativen Agenda unterwarfen, was Poli-
zeivollmachten, Steuersenkung für die Reichen, Subventionierung
von Großunternehmen, Haushaltsmittel für den ›Krieg der Sterne‹
und alles, was mit einer gewissen Plausibilität in den ›Krieg gegen
den Terrorismus‹ mit einbezogen werden könnte, angeht. Auf inter-
nationalem Feld aber mußten die US-Politiker schlicht der Realität
ins Auge sehen. Um eine Militäroperation gegen Afghanistan zu be-
ginnen, waren die Vereinigten Staaten auf Verbündete und prakti-
sche Zusammenarbeit angewiesen. Sie brauchten sichere Ausgangs-
basen und nach Möglichkeit militärische Alliierte. Und in der arabi-
schen und muslimischen Welt mußte man unbedingt verhindern, daß
die Flammen des Anti-Amerikanismus zu hoch loderten. In pragma-
tischer Weise signalisierten alle diese Staaten, daß für sie eine stär-
kere Einbindung der Vereinten Nationen unabdingbar war – und daß
bei einer Ausweitung des Konflikts auf Irak oder gar Iran alles wie-
der verloren wäre.
Nachdem sie sich Scharons Krieg gegen den ›palästinensischen Ter-
rorismus‹ nicht zu eigen gemacht hatten – was Wolfowitz gern gese-
hen hätte –, zwang die Dringlichkeit der Bündnisformierung die Ver-
einigten Staaten zu immer schärferen Tönen gegenüber Israel, als
das Vorgehen des israelischen Ministerpräsidenten Usama Bin La-
dens Behauptungen über die USA und Israel wahr werden zu las-
sen drohte.

1373 und die 583 Millionen

Als ihre Befürchtungen dann doch zerstreut wurden, fühlten sich vie-
le Vertreter der Mitgliedstaaten bei den Vereinten Nationen beinahe
geschmeichelt, jedenfalls beruhigt, als die Vereinigten Staaten sich
Ende September aktiv um eine weitere Entschließung des Sicher-
heitsrats bemühten, bevor sie ihre Militärschläge begannen. Viel-
leicht kommt die Resolution 1373 vom 28. September5 deswegen ei-
nem Blankoscheck noch stärker nahe; nichtsdestotrotz wurde sie oh-
ne Widerstand und praktisch ohne Änderungen einmütig verabschie-
det. Nachdem sie den Tenor der Resolution 1368 aufgegriffen und
sich zusätzlich auf Kapitel VII der Charta der Vereinten Nationen be-
rufen hatte, wurde eine lange Reihe von Einzelmaßnahmen aufgeli-
stet, die die Staaten im Kampf gegen den Terrorismus erbringen
müssen.
Die Frage einer genauen Definition des Begriffs ›Terrorismus‹ 
wurde zwar in der Generalversammlung debattiert; im Sicherheitsrat
indes zweifelte niemand die Rechtmäßigkeit von Operationen der
USA und ihrer Verbündeten in Afghanistan an. Zum Teil mag dies
dem Empfinden geschuldet sein, daß niemand die US-Amerikaner 
in ihrem gegenwärtigen kriegerischen Gemütszustand vor den Kopf
stoßen wollte, aber die schiere Tatsache, daß Washington sich an die
Vereinten Nationen gewandt hatte (und angekündigt hatte, seine
Beitragsrückstände zu begleichen), sandte das beruhigende Signal
aus, daß der Gemäßigte Powell und sein Außenministerium in der
US-Hauptstadt die Oberhand gewonnen hatten.
Der Großteil der Staatenvertreter am Sitz der Vereinten Nationen
sieht mit diesen beiden Resolutionen im Gefolge des 11. September
die Rechtmäßigkeit der Militäroperationen als gegeben an6, solange
diese im Rahmen des Rechts der bewaffneten Konflikte ausgeführt
werden. Und natürlich beziehen sich beide Entschließungen auf die
früheren einschlägigen – lange übersehenen – Resolutionen des Si-
cherheitsrats, die die Taliban nach den Bombenattentaten auf die
US-Botschaften in den Hauptstädten Kenias und Tansanias vom 7.
August 1998 zur Auslieferung Bin Ladens aufforderten und sie mit
Sanktionen belegten.
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Menschenleben und Patente
Wenn Menschenleben in großer Zahl von Infektionskrankheiten be-
droht sind, spielt der Zugang zu lebensrettenden Arzneien eine beson-
ders wichtige Rolle. Der Schutz des geistigen Eigentums der Pharma-
konzerne muß dann hinter das öffentliche Interesse zurücktreten.
WHO-Generaldirektorin Gro Harlem Brundtland hat dies in einer
Stellungnahme zur Vierten Ministerkonferenz der WTO deutlich ge-
macht: »Der Patentschutz für pharmazeutische Produkte ist ein Be-
reich, in dem eine schwierige Balance zwischen Anreizen für Inno-
vationen einerseits und dem Zugang zu existierenden Medikamenten
andererseits gefunden werden muß.« Die Reaktionen der Vereinigten
Staaten und Kanadas auf die Bedrohung durch Milzbrand illustrieren
dies: Kanada umging das Patent der Firma Bayer auf das Antibiotikum
zur Anthraxbekämpfung durch die Vergabe einer Zwangslizenz an 
einen anderen Hersteller; die USA drohten mit diesem Schritt, um 
Bayer dazu zu bewegen, das Medikament zu einem günstigeren Preis
abzugeben.
Das ›Übereinkommen über die handelsbezogenen Aspekte der Rechte
des geistigen Eigentums‹ – das TRIPS-Abkommen – sieht Schutzme-
chanismen wie die erwähnten Zwangslizenzen oder auch Parallelim-
porte von Markenprodukten zu günstigeren Preisen vor. Bisher übten
jedoch einige Industrieländer Druck auf Entwicklungsländer aus, wenn
diese versuchten, die Schutzmechanismen in nationales Recht umzu-
setzen. Geschützt werden sollten auf diese Weise die Interessen der
großen Pharmaunternehmen, denn sie befürchten geringere Gewinne
durch die Verbreitung preiswerter Nachahmerprodukte. Das bedeutet
für die Patienten in Ländern wie Malawi oder Guatemala, daß lebens-
wichtige Medikamente unerschwinglich bleiben. Insbesondere gilt
dies für den ›Aids-Cocktail‹; oft sterben Menschen, weil sie sich die
notwendigen Arzneien auf Grund des erzwungenen rigiden Patent-
schutzes nicht leisten können.
Auf der UN-Sondergeneralversammlung zu HIV/Aids wurde im 
Juni festgehalten, daß »der Mangel an bezahlbaren Arzneimitteln ... in
vielen Ländern ein wirksames Vorgehen gegen HIV/Aids ... nach wie
vor behindert«. Und der diesjährige ›Bericht über die menschliche
Entwicklung‹ des UNDP forderte, die Entwicklungsländer sollten 
in der Praxis das tun können, was TRIPS ihnen in der Theorie er-
laubt.
Die WTO ist für die Überwachung der Einhaltung des TRIPS-Abkom-
mens zuständig. Auch wenn sie am äußersten Rand des UN-Systems
positioniert ist, kann sie sich den Anstößen von UNDP, WHO und
UN-Generalversammlung nicht verschließen. Durch den Druck, der
aus dem Verband der Vereinten Nationen, von vielen internationalen
NGOs sowie von den Entwicklungsländern aufgebaut wurde, hat sich
die Vierte Ministerkonferenz in der katarischen Hauptstadt Doha im
November 2001 mit dem Zusammenhang von TRIPS und Gesund-
heitsfragen auseinandergesetzt. Probleme, die nicht primär wirtschaft-
licher Natur sind, waren damit zum ersten Mal Gegenstand einer Er-
klärung des höchsten Organs der WTO: Die im TRIPS-Abkommen
vorgesehenen Maßnahmen zum Schutz der öffentlichen Gesundheit
sollen voll genutzt werden können. Das Recht, Zwangslizenzen auszu-
stellen, wird ebenso anerkannt wie das Recht, die Gründe für die Aus-
stellung von Zwangslizenzen selbst zu bestimmen. Die Frist für die
Umsetzung des TRIPS-Abkommens in nationales Recht wurde für die
am wenigsten entwickelten Länder bis 2016 verlängert.
Aus der Perspektive der Kranken ist diese Erklärung als erster Schritt
in die richtige Richtung zu begrüßen. Es muß jedoch darauf geachtet
werden, daß sie tatsächlich hilft, bilateralen Handelsdruck auf Ent-
wicklungsländer zu vermeiden. Zusätzlich muß Ländern ohne eigene
Produktionskapazität erlaubt werden, Zwangslizenzen an Unterneh-
men im Ausland zu vergeben. Erst dann ist ein Patentschutz, der die
Interessen der Industrie mit denen der Patienten in Einklang bringt,
wirklich möglich.
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